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327.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Erklärung wird genehmigt.

(Übersetzung)

Zusatzprotokoll zur Europäi-
schen Konvention über die
Gleichwertigkeit der Reife-

zeugnisse

DIE MITGLIEDSTAATEN
DES EUROPARATS, die dieses
Protokoll unterzeichnen, —

IM HINBLICK auf die Ziele
der am 11. Dezember 1953 in
Paris unterzeichneten Europäi-
schen Konvention über die
Gleichwertigkeit der Reifezeug-
nisse *), im folgenden als „Kon-
vention" bezeichnet,

IM HINBLICK darauf, daß es
zweckmäßig erscheint, durch eine
Ergänzung dieser Konvention
ihre Vorteile auch auf Inhaber
von Zeugnissen zu erstrecken,
welche die Voraussetzung für die
Zulassung zu Universitäten bil-
den, wenn diese Zeugnisse von
Anstalten erteilt werden, die eine
andere Vertragspartei außerhalb
ihres Hoheitsgebiets amtlich för-
dert und deren Zeugnisse sie den
im Inland erteilten gleichstellt, —

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 44/
1957
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SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

(1) Unterliegt die Zulassung zu
den im Hoheitsgebiet einer Ver-
tragspartei gelegenen Universitä-
ten der staatlichen Überwachung,
so erkennt diese Vertragspartei
hinsichtlich einer derartigen
Zulassung die Zeugnisse derjeni-
gen Anstalten als gleichwertig an,
die eine Vertragspartei außerhalb
ihres Hoheitsgebiets amtlich för-
dert und deren Zeugnisse sie den
in ihrem eigenen Hoheitsgebiet
erteilten gleichstellt.

(2) Die Zulassung zu den ein-
zelnen Universitäten erfolgt im
Rahmen der verfügbaren Plätze.

(3) Jede Vertragspartei behält
sich das Recht vor, Absatz 1 auf
ihre eigenen Staatsangehörigen
nicht anzuwenden.

(4) Unterliegt die Zulassung zu
den im Hoheitsgebiet einer Ver-
tragspartei gelegenen Universitä-
ten nicht der staatlichen Überwa-
chung, so übermittelt die betref-
fende Vertragspartei diesen Uni-
versitäten den Wortlaut dieses
Protokolls und setzt sich dafür
ein, daß sie die in den vorstehen-
den Absätzen niedergelegten
Grundsätze annehmen.

Artikel 2

Jede Vertragspartei übermittelt
dem Generalsekretär des Europa-
rats ein Verzeichnis der von ihr
außerhalb ihres Hoheitsgebiets
amtlich geförderten Anstalten,
die Zeugnisse erteilen, welche die
Voraussetzung für die Zulassung
zu den in ihrem Hoheitsgebiet
gelegenen Universitäten bilden.

Artikel 3

Im Sinne dieses Protokolls
bezeichnet

a) der Ausdruck „Zeugnis"
alle Zeugnisse, Bescheini-
gungen oder sonstige
Urkunden, ungeachtet der



141. Stück — Ausgegeben am 9. August 1985 — Nr. 327 2527

Form der Erteilung oder
Registrierung, deren Besitz
für ihre Inhaber die Voraus-
setzung für die Zulassung
zu einer Universität bildet;

b) der Ausdruck „Universitä-
ten"

i) die Universitäten;
ii) die Institute, denen von

der Vertragspartei, in
deren Hoheitsgebiet sie
liegen, Hochschulcha-
rakter zuerkannt wird;

c) der Ausdruck „Hoheitsge-
biet einer Vertragspartei"
das Mutterland dieser Par-
tei.

Artikel 4

(1) Die Mitgliedstaaten des
Europarats, die Vertragsparteien
der Konvention sind, können
Vertragsparteien dieses Proto-
kolls werden,

a) indem sie es ohne Vorbehalt
der Ratifikation oder
Annahme unterzeichnen;

b) indem sie es unter dem Vor-
behalt der Ratifikation oder
Annahme unterzeichnen
und später ratifizieren oder
annehmen.

(2) Jeder Staat, welcher der
Konvention beigetreten ist, kann
diesem Protokoll beitreten.

(3) Die Ratifikations-, An-
nahme- und Beitrittsurkunden
sind beim Generalsekretär des
Europarats zu hinterlegen.

Artikel 5

(1) Dieses Protokoll tritt einen
Monat nach dem Tag in Kraft, an
dem zwei Mitgliedstaaten des
Europarats es nach Artikel 4
ohne Vorbehalt der Ratifikation
oder Annahme unterzeichnet
oder es ratifiziert oder angenom-
men haben.

(2) Für jeden Mitgliedstaat des
Europarats, der das Protokoll
später ohne Vorbehalt der Ratifi-
kation oder Annahme unterzeich-
net oder es ratifiziert oder
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annimmt, tritt es einen Monat
nach der Unterzeichnung oder
der Hinterlegung der Ratifika-
tions- oder Annahmeurkunde in
Kraft.

(3) Für jeden beitretenden Staat
tritt das Protokoll einen Monat
nach der Hinterlegung der Bei-
trittsurkunde in Kraft. Dieser Bei-
tritt wird jedoch nicht vor dem
Inkrafttreten des Protokolls wirk-
sam.

Artikel 6

(1) Dieses Protokoll bleibt auf
unbegrenzte Zeit in Kraft.

(2) Jede Vertragspartei kann
dieses Protokoll, soweit es sie
selbst betrifft, durch eine an den
Generalsekretär des Europarats
zu richtende Notifikation kündi-
gen.

(3) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Notifi-
kation bei dem Generalsekretär
wirksam.

Artikel 7

Der Generalsekretär des Euro-
parats notifiziert den Mitglied-
staaten des Rats und jedem Staat,
der diesem Protokoll beigetreten
ist,

a) jede Unterzeichnung die
ohne Vorbehalt der Ratifi-
kation oder Annahme
erfolgt ist;

b) jede Unterzeichnung, die
unter dem Vorbehalt der
Ratifikation oder Annahme
erfolgt ist;

c) die Hinterlegung jeder
Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde;

d) jeden Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Protokolls
nach Artikel 5;

e) den Eingang jeder Notifika-
tion nach den Artikeln 2
und 6.

ZU URKUND DESSEN
haben die hierzu gehörig befug-
ten Unterzeichneten dieses Pro-
tokoll unterschrieben.
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GESCHEHEN zu Straßburg
am 3. Juni 1964 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
authentisch ist, in einer Urschrift,
die im Archiv des Europarats hin-
terlegt wird. Der Generalsekretär
des Europarats übermittelt allen
Unterzeichnerstaaten und beitre-
tenden Staaten beglaubigte
Abschriften.

Erklärung zur Auslegung

Im Zeitpunkt der Unterzeich-
nung des Zusatzprotokolls zur
Europäischen Konvention über
die Gleichwertigkeit der Reife-
zeugnisse gab das Ministerkomi-
tee folgende Erklärung zur Aus-
legung ab:

„Das Protokoll gilt auch für
die Europäischen Schulen,
deren Zeugnisse die Vorausset-
zungen des Artikels 1 Absatz 1
des Protokolls erfüllen."

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 28. Juni 1985 beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt; das Zusatzprotokoll tritt
gemäß seinem Artikel 5 Absatz 2 am 29. Juli 1985 für Österreich in Kraft.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten das Zusatzpro-
tokoll ratifiziert bzw. sind ihm beigetreten:

Sinowatz

237
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328.

Der Nationalrat hat beschlossen: _

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A b k o m m e n

zwischen der Republik Österreich und der
Portugiesischen Republik über Gleichwertig-

keiten im Universitätsbereich

Die Republik Österreich und die Portugiesische
Republik,

— in der Entschlossenheit, die Zusammenarbeit
der beiden Vertragsstaaten auf dem Gebiete
der Universitätsausbildung zu fördern,

— vom Wunsche geleitet, der Jugend der beiden
Vertragsstaaten den Zugang zu geistigen
Gütern beider Länder zu erleichtern,

— in der Erwägung, daß die Universität eine der
wichtigsten Quellen des geistigen Lebens
eines Landes ist,

— nach allgemeiner Gegenüberstellung der Stu-
dien an den Universitäten in beiden Vertrags-
staaten, durch die festgestellt wurde, daß
diese Studien vergleichbar sind, und

— im Geiste der Europäischen Abkommen über
die Gleichwertigkeiten im universitären
Bereich,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

In diesem Abkommen bedeuten:
a) der Ausdruck „Universität" die Universitäten

und Hochschulen, denen vom Vertragsstaat,
in dessen Hoheitsgebiet sie sich befinden,
Universitätscharakter zuerkannt wird, und
die berechtigt sind, akademische Grade zu
verleihen;

b) der Ausdruck „akademischer Grad" den
ersten Grad, der nach Abschluß eines Univer-
sitätsstudiums verliehen wird;

c) der Ausdruck „Diplom" jede Urkunde, die
von einer Universität über den Abschluß eines
Universitätsstudiums ausgestellt wird;

d) der Ausdruck „Universitätszeugnis" alle
Zeugnisse über die Feststellung des erworbe-
nen Wissens und der Fertigkeiten beziehungs-
weise des Erfolges der Teilnahme an Lehrver-
anstaltungen gemäß den Studienvorschriften
der Vertragsstaaten;

e) der Ausdruck „Studiendauer" die in den Stu-
dienvorschriften der Vertragsstaaten vorge-
schriebene Mindestzeit für die Absolvierung
der einzelnen Universitätsstudien;

f) der Ausdruck „Universitätsstudium" die
ordentlichen Studien an den Universitäten,
deren Studiendauer in beiden Vertragsstaaten
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mindestens acht Semester beträgt und die
zum Erwerb eines akademischen Grades füh-
ren.

Artikel 2

Das Abkommen ist nur anzuwenden, wenn der
akademische Grad von einer Universität eines der
Vertragsstaaten verliehen und das Universitätsstu-
dium, welches zu diesem Grade führte, vorwiegend
an einer oder mehreren Universitäten dieses Ver-
tragsstaates durchgeführt wurde.

Artikel 3

Das Abkommen ist nur auf Staatsangehörige der
Vertragsstaaten anzuwenden.

Artikel 4

Die akademischen Grade auf Grund von Univer-
sitätsstudien, deren volle Gleichstellung gemäß
Artikel 6 nicht festgelegt wird, können, unter der
Voraussetzung der Gegenseitigkeit, in beiden Ver-
tragsstaaten durch die zur Entscheidung zuständi-
gen Organe für voll gleichwertig erklärt werden
(„Nostrifizierung" in der Republik Österreich und
„equivalência" in der Portugiesischen Republik).

Artikel 5

(1) Die Vertragsstaaten setzen eine Ständige
Expertenkommission ein, die folgende Aufgaben
hat:

a) Vergleich der einzelnen Universitätsstudien
beider Vertragsstaaten und Ausarbeitung von
Empfehlungen für die Gleichstellung gemäß
Artikel 6;

b) Beratung aller Fragen aus diesem Abkommen
und seiner Anwendung;

c) Beratung aller sonstigen Fragen der Gleich-
wertigkeiten im Universitätsbereich beider
Vertragsstaaten.

(2) Die Ständige Expertenkommission besteht
aus drei Mitgliedern eines jeden Vertragsstaates.
Die Liste der von jedem Vertragsstaat ernannten
Mitglieder wird dem anderen Vertragsstaat auf
diplomatischem Wege notifiziert. Jeder der beiden
Vertragsstaaten kann Berater beiziehen. Die Stän-
dige Expertenkommission tritt auf Wunsch eines
der beiden Vertragsstaaten zu einer Tagung zusam-
men. Der Tagungsort und die Tagesordnung wer-
den jeweils vereinbart.

Artikel 6

(1) Die Regierungen der Vertragsstaaten werden
auf der Grundlage der Empfehlungen der Ständi-
gen Expertenkommission die Universitätsstudien
verbindlich vereinbaren, die gleichgestellt sind.
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(2) Die auf Grund dieser gleichgestellten Univer-
sitätsstudien verliehenen akademischen Grade sind
in beiden Vertragsstaaten voll gleichwertig.

(3) Die volle Gleichwertigkeit hat in der Repu-
blik Österreich die Wirkung der „Nostrifizierung",
in der Portugiesischen Republik die Wirkung der
„equivalência".

Artikel 7

Zum Zwecke der Erlangung der Gleichwertig-
keit gemäß Artikel 6 haben

a) Personen, welche einen dem Artikel 6 ent-
sprechenden akademischen Grad in Portugal
erworben haben, die erforderlichen Unterla-
gen dem österreichischen Bundesministerium
für Wissenschaft und Forschung vorzulegen;

b) Personen, welche in Österreich einen der aka-
demischen Grade gemäß Artikel 6 erworben
haben, die erforderlichen Unterlagen dem
portugiesischen Erziehungsministerium vor-
zulegen.

Artikel 8

(1) Den portugiesischen Studierenden, die an
einer österreichischen Universität für das Universi-
tätsstudium Deutsche Philologie als ordentliche
Hörer gemäß den österreichischen Studienvor-
schriften bis zum Höchstausmaß von zwei aufein-
anderfolgenden Semestern inskribieren, wird von
der portugiesischen Universität, an der diese Stu-
dierenden inskribiert sind, die „equivalência" (volle
Gleichwertigkeit) der Universitätszeugnisse zugesi-
chert, die während dieser Studienzeit erworben
wurden. Voraussetzung für diese volle Gleichwer-
tigkeit ist, daß die Fächer, die diese Studierenden
an der österreichischen Universität inskribieren
werden, im vorhinein nach Beratung mit der portu-
giesischen Universität, an der sie inskribiert sind,
ausgewählt werden.

(2) Von österreichischen Studierenden der Stu-
dienrichtung Portugiesisch an einer portugiesischen
Universität absolvierte Studien werden bis zum
Höchstausmaß von zwei Semestern auf die Stu-
diendauer in Österreich voll angerechnet; die wäh-
rend dieser Studien erworbenen Universitätszeug-
nisse werden voll anerkannt. Voraussetzung dafür
ist, daß das Universitätsstudium in Portugal als
„aluno ordinário" gemäß den portugiesischen Stu-
dienvorschriften absolviert wurde und die entspre-
chenden Universitätszeugnisse vorgelegt werden.

(3) Voraussetzung für die Anwendbarkeit dieses
Artikels ist, daß diese Studierenden vor der Imma-
trikulation im anderen Vertragsstaat mindestens die
Hälfte ihres Universitätsstudiums bereits positiv
abgeschlossen haben.
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Artikel 9

(1) Das Abkommen tritt am ersten Tag des drit-
ten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in
dem die beiden Vertragsstaaten einander schriftlich
auf diplomatischem Wege mitgeteilt haben, daß die
jeweiligen innerstaatlichen Erfordernisse für das
Inkrafttreten erfüllt sind.

(2) Das Abkommen gilt auf unbegrenzte Dauer.
Es kann jederzeit von einem der beiden Vertrags-
staaten schriftlich auf diplomatischem Wege gekün-
digt werden. Die Kündigung tritt ein Jahr nach
Einlangen der Notifikation beim anderen Vertrags-
staat in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die gefertigten Bevoll-
mächtigten das vorliegende Abkommen unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Lissabon, am 4. April 1984, in
zwei Urschriften in deutscher und portugiesischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise au-
thentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Erwin Lanc m. p.

Für die Portugiesische Republik:
Jaime Gama m. p.

Die im Artikel 9 Absatz 1 vorgesehenen schriftlichen Mitteilungen wurden seitens der Portugiesischen
Republik am 12. Juli 1984 und seitens der Republik Österreich am 31. Mai 1985 abgegeben.

Das Abkommen tritt daher gemäß seinem Artikel 9 Absatz 1 am 1. Oktober 1985 in Kraft.

Sinowatz
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